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Dr. Thomas Petersen 

Institut für Demoskopie Allensbach 

 
 

Russlandfreundlich, links 
und rechts 

 
 

Man kann den steten Wandel des 
Parteiensystems in Deutschland als 
Kennzeichen einer funktionierenden 
Demokratie verstehen: Gesellschaften ändern 
sich und mit ihnen ihre politischen Werte und 
Ziele. Wenn es den bestehenden Parteien nicht 
gelingt, die neuen Entwicklungen aufzugreifen, 
bilden sich neue Parteien. Manche wie 
beispielsweise die Piratenpartei können nur 
kurzfristig Erfolge erzielen, andere wie die AfD 
etablieren sich längerfristig. Man kann im 
Wandel des Parteienspektrums den Wandel des 
Zeitgeistes nachvollziehen. 
 
In jüngster Zeit gibt es besonders viel 
Bewegung im Parteiensystem. Gleich drei 
Neugründungen bemühen sich seit wenigen 
Wochen um die Gunst der Wähler: Die auf 
islamische Einwanderer zielende 
„Demokratische Allianz für Vielfalt und 
Aufbruch“ (DAVA), die konservative, vom 
früheren Präsidenten des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz Hans-Georg Maaßen 
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angeführte „Werteunion“ und das von der 
Partei „Die Linke“ abgespaltene „Bündnis 
Sahra Wagenknecht“ (BSW). Letzteres hat 
besonders viel Aufmerksamkeit der 
Öffentlichkeit auf sich gezogen. Hat diese 
Partei Chancen, sich dauerhaft zu etablieren? 
Was kennzeichnet diese Partei inhaltlich, und 
was zeichnet ihre Anhänger aus? 
 
Die ersten beiden Fragen lassen sich heute noch 
nicht beantworten. Das Parteiprogramm ist erst 
in Arbeit, und der derzeitige Zuspruch zur 
Partei sagt nicht viel über ihre langfristigen 
Chancen aus. Aktuell ist dieser Zuspruch 
beträchtlich: Die jüngste Bevölkerungsumfrage 
des Instituts für Demoskopie Allensbach im 
Auftrag dieser Zeitung zeigt, dass sieben 
Prozent das BSW wählen würden, wenn schon 
am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre. 
Auf die Frage „Könnten Sie sich grundsätzlich 
vorstellen, die von Sahra Wagenknecht 
gegründete neue Partei zu wählen oder könnten 
Sie sich das nicht vorstellen?“ antworteten 24 
Prozent der Befragten mit „Ja“. In 
Ostdeutschland waren es sogar 40 Prozent. 
 
Ob sich diese Zahlen tatsächlich in 
entsprechend starke Wahlergebnisse für das 
BSW ummünzen lassen, ist vollkommen offen. 
Die Geschichte der Piratenpartei vor rund 
einem Jahrzehnt zeigt, wie schnell sich auch 
hohe Zustimmungswerte wieder verflüchtigen 
können. Zurzeit wird man den starken Zuspruch 
zum BSW eher als Echo auf die intensive 

Tabelle B1 
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Medienberichterstattung der letzten Wochen 
deuten müssen denn als Ausdruck einer von 
vielen als schmerzlich empfundenen Lücke im 
bisherigen Parteiensystem. Darauf deuten 
jedenfalls die Analysen der aktuellen Umfrage 
hin, die sich ganz der dritten oben genannten 
Frage widmeten: Was kennzeichnet die 
potentiellen Wähler der Partei um Sahra 
Wagenknecht? 
 
Zunächst einmal fällt auf, wie wenig sich 
diejenigen, die sich eine Wahl des BSW 
vorstellen könnten, vom Durchschnitt der 
Bevölkerung unterscheiden. Männer und 
Frauen empfinden die Partei im gleichen Maße 
als wählbar, keine Alters- oder Bildungsgruppe 
sticht auffallend hervor, Befragte mit geringem 
Einkommen finden die Partei etwas attraktiver 
als Gutverdiener, doch der Unterschied ist nicht 
sehr groß. Bei der Frage, welche Partei man bei 
der Bundestagswahl 2021 gewählt hat, zeigt 
sich, dass sich die potentiellen Wähler des BSW 
aus allen politischen Lagern rekrutieren. Nur 14 
Prozent gaben an 2021 für die Linke gestimmt 
zu haben. Ähnlich häufig vertreten sind auch 
ehemalige AfD-Wähler. Sie machen 15 Prozent 
derjenigen aus, die sich eine Wahl der Partei um 
Sahra Wagenknecht vorstellen könnten. Noch 
häufiger gaben die Befragten an, beim letzten 
Mal die CDU/CSU oder die SPD gewählt zu 
haben (25 bzw. 19 Prozent). Auch Wähler der 
Grünen sind mit 13 Prozent vertreten. 
Insgesamt zieht die neue Partei im Vergleich 
zur Gesamtbevölkerung überproportional 

Tabelle A 1 
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häufig bisherige Linken- und AfD-Wähler an. 
Unterdurchschnittlich attraktiv ist sie für 
Personen, die 2021 die SPD oder die FDP 
gewählt haben, doch dies sind relative 
Abstände, keine wirklich fundamentalen 
Unterschiede. Wahrscheinlich liegt es auch an 
den noch unscharfen inhaltlichen Konturen der 
Partei, dass sie bisher noch Bürger aus allen 
politischen Richtungen anspricht. 
 
Das zeigt sich auch bei der politischen 
Selbsteinstufung auf der Links-Rechts-Skala. 
Während sich die Anhänger der Linken in ihrer 
großen Mehrheit selbst deutlich links von der 
Mitte einstufen und sich die AfD-Anhänger 
spiegelbildlich dazu eindeutig als rechts 
klassifizieren, verteilen sich die potentiellen 
Wähler des Bündnisses Sahra Wagenknecht 
fast gleichmäßig über die gesamte Links-
Rechts-Skala. Vom Durchschnitt der 
Bevölkerung unterscheiden sie sich allerdings 
darin, dass bei ihnen die Mitte etwas seltener 
vertreten ist als bei der Bevölkerung insgesamt. 
 
Dieser Befund ist zwar nicht stark ausgeprägt, 
aber charakteristisch. Er wird bestätigt durch 
das Ergebnis einer Analyse, bei der unabhängig 
von der Selbsteinstufung auf der Links-Rechts-
Skala geprüft wurde, ob jemand zu linken oder 
rechten extremen politischen Ansichten neigt. 
Schaut man, wie viele Anhänger der 
verschiedenen Parteien als links- oder 
rechtsradikal eingestuft werden können oder 
zwar nicht als links- oder rechtsradikal im 

Schaubild 2 
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engeren Sinne, aber doch als Personen mit stark 
ausgeprägt linken oder rechten Einstellungen, 
die zumindest gewisse autoritäre Züge 
aufweisen,  erkennt man, dass die potentiellen 
Wähler des BSW linker und rechter als der 
Durchschnitt der Bevölkerung gleichzeitig 
sind: 19 Prozent derjenigen, die sich eine Wahl 
der Partei vorstellen können, können nach den 
Analysen des Allensbacher Instituts als 
linksradikal oder ausgeprägt links gelten. Das 
ist der zweithöchste Wert nach der Partei „Die 
Linke“, deren Anhänger zu 44 Prozent in die 
gleichen Kategorien fallen. Umgekehrt sind 22 
Prozent der potentiellen BSW-Wähler als 
rechtsradikal oder ausgeprägt rechts 
einzustufen, deutlich weniger als bei den 
Anhängern der AfD, die zu 59 Prozent 
ausgeprägt rechts oder rechtsradikal sind, aber 
weitaus mehr als bei den Anhängern aller 
anderen Parteien.  
 
Zählt man die Anteile der links- und 
rechtsautoritären oder -radikalen Anhänger 
zusammen, kommt man beim Bündnis Sahra 
Wagenknecht auf 41 Prozent, bei der Linken 
auf 49, bei der AfD auf 64 Prozent. Bei den 
anderen Parteien liegen die Werte dagegen 
deutlich niedriger zwischen 14 und 16 Prozent. 
Es zeichnet sich das seltsame Bild eines 
ausgeprägten politischen Radikalismus ab, der 
aber keinen allzu konkreten inhaltlichen Fokus 
hat.  
 

Schaubild 3 
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Dementsprechend bleiben auch die Antworten 
der potentiellen Wähler des BSW nach ihren 
Motiven, sich der Partei zuzuwenden, relativ 
blass. Auf die Frage „Aus welchen Gründen 
könnten Sie sich vorstellen, die Partei ‚Bündnis 
Sahra Wagenknecht‘ zu wählen, was spricht 
aus Ihrer Sicht für diese Partei?“ antworteten 69 
Prozent, dass sie mit der Wahl zeigen könnten, 
dass sie mit der derzeitigen Politik unzufrieden 
sind. Zudem gab eine Mehrheit von 57 Prozent 
an, sie hätte das Gefühl, unter der Führung der 
anderen Parteien ginge das Land den Bach 
runter. Als vor einem halben Jahr, im August 
2023, die Gründe, die AfD zu wählen, 
untersucht wurden, gehörten diese beiden 
Punkte ebenfalls zu den am häufigsten 
genannten. Zwei der wichtigsten Wahlmotive 
sind bei beiden Parteien also gleich: das 
Bedürfnis, den anderen Parteien einen 
Denkzettel zu verpassen und eine 
apokalyptische Grundhaltung, die allgemein 
typisch für radikale politische Einstellungen ist. 
 
Das am häufigsten genannte inhaltliche Motiv 
der Zuwendung zum BSW ist die Haltung 
gegenüber Russland. Immerhin 49 Prozent 
derjenigen, die sich vorstellen können, die 
Partei zu wählen, nannten als Grund, dass sie 
mit der Russlandpolitik der anderen Parteien 
unzufrieden seien. Auch bei einer anderen 
Frage, bei der ermittelt wurde, welche 
politischen Ziele als besonders wichtig 
empfunden werden, stechen die potentiellen 
Wähler des BSW dadurch hervor, dass sie 

Schaubild 5 
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überdurchschnittlich häufig ein Ende der 
Unterstützung für die Ukraine und eine 
Verbesserung der Beziehungen zu Russland 
forderten, während sie sich bei den meisten 
anderen politischen Forderungen nur wenig von 
der übrigen Bevölkerung unterschieden. 
Andere inhaltliche Aspekte, die man auf den 
ersten Blick mit dem BSW in Verbindung 
bringen könnte, wie etwa die Vorstellung, dass 
sich die Partei für die kleinen Leute einsetze 
oder ein besonderes Verständnis für die 
Probleme in Ostdeutschland habe, spielen 
(genannt von 38 bzw. 35 Prozent) dagegen eine 
untergeordnete Rolle. Auch das Thema 
Einwanderung ist kein vorherrschendes Motiv, 
sich der neuen Partei zuzuwenden. 29 Prozent 
wählten diesen Punkt aus. Und dass sie 
allgemein von der Partei und ihren politischen 
Positionen überzeugt seien, sagten lediglich 22 
Prozent derer, die mit dem Gedanken an die 
Wahl der Partei spielen. Auch dies ist eine 
Parallele zur AfD, bei der sich im vergangenen 
Sommer auch nur eine vergleichsweise kleine 
Minderheit der eigenen Anhänger vom 
Parteiprogramm überzeugt zeigte. 
 
Ein wesentlicher Faktor, sich dem „Bündnis 
Sahra Wagenknecht“ zuzuwenden, liegt aber in 
der Person der Gründerin. 59 Prozent der 
potentiellen Wähler gaben in der Umfrage an, 
sie könnten sich die Wahl der Partei vorstellen, 
weil Sahra Wagenknecht sie als Person 
überzeuge. Dies war damit das zweitwichtigste 
Motiv nach dem Protest gegen die Politik der 

Schaubild 4 
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anderen Parteien. Allgemein sind die 
Beliebtheitswerte Sahra Wagenknechts nicht 
schlecht: 27 Prozent äußerten eine gute 
Meinung über sie, 29 Prozent sagten, sie hätten 
keine gute Meinung. Das ist für die Vertreterin 
einer kleinen Partei nicht unbeträchtlich. Noch 
bemerkenswerter ist, dass nur 8 Prozent aller 
Befragten angaben, Wagenknecht nicht zu 
kennen. Nicht alle Bundesminister kommen auf 
den gleichen Bekanntheitsgrad.  
 
Die Umfrageergebnisse legen die Vermutung 
nahe, dass die Resonanz, die das „Bündnis 
Sahra Wagenknecht“ derzeit erfährt, im 
Wesentlichen eine Folge der Prominenz 
Wagenknechts und damit der Aufmerksamkeit 
ist, die die Medien ihr entgegenbringen. Da ist 
es nur folgerichtig, dass die Partei als einzige in 
Deutschland nach ihrer Gründerin benannt ist 
und nicht nach einer Weltanschauung. Eine 
größere politische Marktlücke scheint die Partei 
nicht zu füllen, die Person ist das Programm. 
Welches Gewicht Sahra Wagenknecht in der 
deutschen Politik tatsächlich auf die Waage 
bringen kann, wird sich erst zeigen, wenn das 
Interesse der Talkshowredaktionen an ihr etwas 
abgeebbt ist. 
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U N T E R S U C H U N G S D A T E N 

 

Befragter Personenkreis: Deutsche Wohnbevölkerung ab 16 Jahre in 

der Bundesrepublik Deutschland 

Anzahl der Befragten:  1053 

Befragungszeitraum: 3.2. bis 15.02.2024 

Methode: Repräsentative Quotenauswahl 

Art der Interviews: Mündlich-persönliche Interviews 

(face-to-face) 



 

 

 

 
A n h a n g t a b e l l e n 



 

 

 
Beim Wählerpotential des BSW sticht keine 
gesellschaftliche Gruppe hervor 
 
 
 
 
FRAGE: "Anfang des Jahres hat Sahra Wagenknecht eine neue Partei 

gegründet. Könnten Sie sich grundsätzlich vorstellen, die von Sahra 
Wagenknecht gegründete neue Partei zu wählen, oder könnten Sie 
sich das nicht vorstellen?“ 

 
   Könnte mir das - Unentschieden Summe 
   ----------------------------------------- 
   vorstellen nicht vorstellen   
 
   % % % % 
 
 
Bevölkerung 
insgesamt ....................... 24 ......................... 52 .............................24 .................... 100 
 
Westdeutschland ............ 20 ......................... 56 .............................24 .................... 100 
Ostdeutschland .............. 40 ......................... 35 .............................25 .................... 100 
 
Männer   ........................ 24 ......................... 55 .............................21 .................... 100 
Frauen   ........................ 23 ......................... 50 .............................27 .................... 100 
 
Altersgruppen 
16-29 Jahre .................... 19 ......................... 44 .............................37 .................... 100 
30-44 Jahre .................... 23 ......................... 52 .............................25 .................... 100 
45-59 Jahre .................... 27 ......................... 53 .............................20 .................... 100 
60 Jahre und älter .......... 24 ......................... 55 .............................21 .................... 100 
 
Schulbildung 
einfache   ........................ 22 ......................... 47 .............................31 .................... 100 
mittlere   ........................ 30 ......................... 48 .............................22 .................... 100 
höhere   ........................ 20 ......................... 59 .............................21 .................... 100 
 
HH-Nettoeinkommen 
unter 2000 Euro ............. 30 ......................... 42 .............................28 .................... 100 
2000 bis 3999 Euro ........ 26 ......................... 50 .............................24 .................... 100 
4000 Euro und mehr ...... 20 ......................... 57 .............................23 .................... 100 
  
 

 
  

Tabelle A 1 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12082, Februar 2024 



 

 

 
Politische Ziele: potentielle BSW-Wähler 
und Gesamtbevölkerung im Vergleich 
 
 
FRAGE: "Hier auf diesen Karten sind verschiedene politische Ziele 

aufgeschrieben. Welche dieser Ziele halten Sie für besonders 
wichtig?“ 

 
   Bevölkerung Potentielle Wähler 
   insgesamt des BSW 
 
   % % 
 
Soziale Gerechtigkeit .................................................... 83 80 

Sicherheit, Bekämpfung der Kriminalität ....................... 74 76 

Begrenzung der Zuwanderung ...................................... 70 81 

Die Wirtschaft stärken ................................................... 66 68 

Dass das Strassen- und Schienennetz 
verbessert wird .............................................................. 64 67 

Dass Zuwanderer sich an der deutschen 
Kultur orientieren müssen ............................................. 63 66 

Höhere Renten .............................................................. 61 66 

Höhere Steuern für Reiche und Unternehmen .............. 57 55 

Den Umwelt- und Klimaschutz vorantreiben ................. 55 40 

Dass junge Familien vom Staat besser 
gefördert werden ........................................................... 51 46 

Stärkung der Bundeswehr ............................................. 46 40 

Weniger Klimaschutzauflagen für die 
Bevölkerung .................................................................. 37 44 

Die Schuldenbremse einhalten ..................................... 36 36 

Beendigung der militärischen Unterstützung 
für die Ukraine ............................................................. 35 51 

Die europäische Einigung vorantreiben ........................ 33 18 

Verbesserung der Beziehungen zu Russland .......... 29 48 

Stärkere Eingriffe des Staates in die Wirtschaft ............ 19 20 

 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 2 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12082, Februar 2024 



 

 

Gute oder keine gute Meinung von 
Sahra Wagenknecht? 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Einmal ganz allgemein gefragt: Haben Sie von Sahra Wagenknecht 

alles in allem eine gute Meinung oder keine gute Meinung?“ 
 
 
 
 
   Bevölkerung 
   insgesamt 
 
   % 
 
Gute Meinung ............................................................................ 27 
 
Keine gute Meinung .................................................................. 29 
 
Kenne Sahra Wagenknecht nicht ................................................ 8 
 
Unentschieden .........................................................................  36 
   100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 3 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12082, Februar 2024 



CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE AfD Freie BSW Sons-
CSU GRÜNE LINKE Wähler tige

% % % % % % % % %

﻿2016: Jahresdurchschnitt 34,0 7,5 23,0 11,0 9,0 11,0 - - 4,5

﻿2017: Jahresdurchschnitt 36,0 9,0 25,0 8,5 8,5 9,0 - - 4,0

﻿2018: Jahresdurchschnitt 31,5 9,5 19,0 13,0 9,5 13,5 - - 4,0

﻿2019: Jahresdurchschnitt 30,0 7,5 16,0 20,5 8,0 13,0 - - 5,0

﻿2020: Jahresdurchschnitt 35,5 6,5 16,0 20,0 7,5 10,0 - - 4,5

﻿2021: Jahresdurchschnitt 28,5 10,5 20,0 19,0 6,5 10,0 - - 5,5

24,1 11,5 25,7 14,8 4,9 10,3 - - 8,7

﻿2022: 1. Halbjahr 26,0 10,0 25,5 17,5 5,0 9,5 - - 6,5
2. Halbjahr 29,5 7,0 20,5 19,5 5,0 13,0 - - 5,5
Jahresdurchschnitt 28,0 8,5 23,0 18,5 5,0 11,0 - - 6,0

﻿2023: 1. Quartal 30,5 6,5 21,5 16,5 4,5 14,5 - - 6,0
2. Quartal 31,5 8,0 19,0 15,0 4,5 16,0 - - 6,0
7. - 19. Juli 29,0 7,0 19,0 16,0 4,0 18,0 - - 7,0
4, - 16, August 29,0 7,0 19,0 14,0 5,0 19,0 - - 7,0
12. - 26. August 30,0 8,0 20,0 14,0 4,5 18,0 - - 5,5
4. - 15. September 30,0 7,0 18,0 14,0 5,0 19,0 - - 7,0
6. - 19. Oktober 34,0 5,0 17,0 13,0 3,0 19,0 4,0 - 5,0
3. - 16. November 32,0 6,0 17,0 13,5 3,5 19,0 4,0 - 5,0
1. - 14. Dezember 34,0 5,0 17,0 15,0 3,5 18,0 3,0 - 4,5
Jahresdurchschnitt 31,0 7,0 19,0 15,0 4,0 17,0 - - 7,0

﻿2024: 5. - 18. Januar 34,0 6,0 15,0 13,5 4,0 19,5 3,0 - 5,0
3. - 15. Februar 32,0 6,0 15,0 14,0 3,0 18,0 - 7,0 5,0

Befragt wurden persönlich-mündlich insgesamt 1.053 Personen.

Bei dieser Stichprobengröße beträgt die Fehlerspanne bei einem Anteilswert 
von 30 Prozent rund +/- 3 Prozentpunkte und bei einem Anteilswert von 
10 Prozent rund +/- 2 Prozentpunkte.
​QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie, zuletzt IfD-Umfrage 12082

﻿Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland –
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

Tabelle B 1
Gesamtdeutschland 

Wahlberechtigte Bevölkerung 
mit konkreter Parteiangabe

﻿Zweitstimmen Gesamtdeutschland

﻿Bundestagswahl 
26.09.2021
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wählen? Aus Protest und wegen der Parteigründerin." 
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Kirsten KAPPERT-GONTHER

Fo
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Im Zuge der Debatte über eine weit-
gehende Legalisierung der Droge 
Cannabis sind auch innerhalb der 
Ampelkoalition Bedenken gewach-
sen. Zu den engagierten Befürwor-
tern der Freigabe zählt die Grünen-
abgeordnete Kirsten Kappert-Gon -
ther. Die Ärztin und Mutter zweier 
Kinder streitet für die Freigabe und 
ist als stellver tretende Ausschussvor-
sitzende für die Gesundheits- und 
eben auch Drogenpolitik der Grünen 
zuständig. Als Psychiaterin mit eini-
ger Erfahrung in Ambulanzen und 
eigener Praxis hat die aus Marburg 
stammende, in Bremen lebende und 
praktizierende Abgeordnete Einbli-
cke gewonnen, die sie zu ihrem heu -
tigen Engagement gebracht haben. 

Unumstritten ist, dass mehrere 
Millionen Menschen trotz bestehen-
den Verbots zumindest gelegentlich 
kiffen und dass die Strafverfolgung 
der Dealer und Hersteller dem stei-
genden Konsum nicht Einhalt gebie-
ten konnte. Doch, fragen Kritiker, 
müsste man dann nicht auch Dieb-
stahl legalisieren, weil die meisten 
Diebe nicht gefangen werden? 

Der Eigenbesitz von bis 
50 Gramm, der Anbau eigener Pflan-
zen – für Kappert-Gonther ist das ein 
Ausweg aus der langen Debatte und 
eine Alternative zur  zwecklos gewor-
denen Strafverfolgung. Das Thema 
bleibt allerdings auch Teil ideolo -
gischer Auseinandersetzungen. Des-
halb wirft sie Abgeordneten der Uni -
on, die Bedenken gegen die Freigabe 
haben, vor, mit „Schreckensszena-
rios“ zu operieren.  Als die Sache 
kürzlich  im Bundestag behandelt 
wurde, richtete Kappert-Gonther 
einen öffentlichen Aufruf an diejeni-
gen mit Sorgen: „Jede Hand, die dann 
nicht hochgeht, ist eine Stimme ge -
gen Jugend- und Gesundheitsschutz, 
Steuereinnahmen, Entlastung von 
Po lizei und Justiz.“ Das galt auch 
SPD-Kollegen aus dem Innenaus-
schuss. Dass Grüne  sachliche Beden-
ken gegen ihre Vorschläge weg -
bügeln, kennen Politik und Öffent-
lichkeit schon aus Debatten über das 
Heizungsgesetz oder den Versuch, ei -
nen grundgesetzkonformen Haushalt 
aufzustellen. Diskussionen sind nur 
so lange erwünscht, solange sich die 
eigenen Auffassung durchsetzt.

Seit 2002, damals war sie noch kei-
ne vierzig Jahre alt, ist Kirsten Kap-
pert-Gonther bei den Grünen,  enga-
giert und durchsetzungsstark im be-
sonders linken Bremischen Landes -
verband. Bis 2017 gehörte sie der 
Bürgerschaft an, seither dem Bun-
destag. Dort ist sie in der linken Par -
lamentariergruppe.   Brückenbau, so 
scheint es, gehört nicht zu den größ-
ten Begabungen der energischen 
Politikerin. Schon früher wurde ihr 
ein „besonderes Selbstbewusstsein“ 
bescheinigt, zur Selbstkritik dagegen 
sei sie weniger bereit. Keine beson-
ders gute Voraussetzung für Einigun-
gen bei einem Thema, das auch die 
eigenen Koalition eher spaltet als 
vereint. PETER CARSTENS

Will  Cannabis 
legalisieren

Koalitionsräson

Von Daniel Deckers

A
ls Bundesministerin ist Nan-
cy Faeser formal ein Kabi-
nettsmitglied unter vielen. 

Aber als Innen- und damit auch Ver-
fassungsministerin obliegt der Juris-
tin eine konfliktträchtige Verantwor-
tung, die weit über die Grenzen ihres 
Ressorts und erst recht über partei-
politische Befindlichkeiten hinaus-
geht, von  eigenen Befindlichkeiten 
gar nicht erst zu reden.

Dass die Sozialdemokratin dieser 
Verantwortung immer gerecht ge-
worden ist, behaupten nicht einmal 
ihre engsten Weggefährten. Im  ver-
gangenen Jahr nahm  sie sich mona-
telang Zeit, neben ihren Aufgaben 
als Ministerin ihre Partei  als  Spitzen-
kandidatin in die  hessische Land-
tagswahl zu führen, drehte  während-
dessen in Sachen Grenzkontrollen 
im Schengenraum politische Pirouet-
ten,  das einem schwindelig werden 
konnte, und tat in Sachen Cannabis-
legalisierung so, als ginge sie dieses 
Thema nichts an. Dass nun die maß-
geblichen Innenpolitiker in der SPD-
Fraktion rebellieren, hat nicht nur, 
aber auch mit dem Ausfall ihres Hau-
ses zu tun.   Selbst die Innenminister, 
die ihre Partei in den Ländern stellt, 
lässt Faeser seit Monaten abblitzen. 
Doch nicht nur  Fachpolitiker und 
Praktiker laufen bei der Ministerin 
vor die Pumpe, wie altgediente So-
zialdemokraten sagen würden. Auch 
die Rauschgiftexpertise des Bundes-
kriminalamts und damit der wich-
tigsten nachgeordneten Behörde ist 
auf der Leitungsebene des Innenmi-
nisteriums nicht gefragt.  Koalitions-
räson geht halt vor Staatsräson.

Eiertanz

Von Thomas Jansen

D
ie katholischen Bischöfe in 
Deutschland fordern eine 
Zeitenwende ganz eigener 

Art:  Es sei „höchste Zeit“, sich vom 
Konzept der nuklearen Abschre-
ckung zu verabschieden, schreiben 
sie in ihrem neuen friedensethi-
schen Grundsatzpapier – und das,  
obwohl das Wort „Realismus“ auf-
fallend oft darin vorkommt. Die 
Bundesregierung solle in der NATO 
darauf dringen, nach Alternativen 
zu suchen. Meint die Deutsche Bi-
schofskonferenz das wirklich ernst? 
Wie solche Alternativen aussehen 
können, bleibt ihr Geheimnis.  Und 
ganz wörtlich genommen werden 
wollen die Bischöfe offenbar auch 
nicht. Denn an anderer Stelle klingt 
das Papier so, als seien sie, wenigs-
tens solange Putin an der Macht ist, 
doch ganz froh darüber, dass  es 
amerikanische Atombomben gibt. 

Angesichts eines solchen bischöf-
lichen Eiertanzes stellt sich unwei-
gerlich noch eine ganz andere Fra-
ge: Braucht die Welt heute über-
haupt noch solche 180 Seiten 
umfassenden Grundsatzpapiere der 
Bischofskonferenz, die den Gläubi-
gen die Welt erklären wollen? An 
katholischen Bischöfen, die nur 
noch ihre Brieffeindschaft mit dem 
Vatikan pflegen und sich über einen 
„Synodalen Ausschuss“ zanken, 
aber sonst nichts zu sagen haben, 
kann in Deutschland niemand ein 
ernsthaftes Interesse haben. Aber 
an bischöflichen Grundsatzpapie-
ren wie diesem leider auch nicht.  

Das Wählerpotential des BSW

F.A.Z.-Grafik WalterQuelle: Institut für Demoskopie Allensbach

Frage an potentielle BSW-Wähler:
Welcher Partei haben Sie bei der Bundestags-
wahl 2021 Ihre Zweitstimme gegeben? (in %),
Zweitstimmenergebnis bei der Bundestagswahl 2021 

Wie würden Sie Ihren eigenen politischen
Standort beschreiben? (in %)

AfD-Anhänger 2 7 12 23 44

14 22 22 21 14

46 24 15 5 1
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SPD
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24,1

25,7

10,3

4,9

14,8

11,5
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Aus welchen Gründen könnten Sie sich vorstellen, die Partei BSW zu wählen? (in %)

Kann zeigen, dass ich mit der derzeitigen Politik unzufrieden bin

Mich überzeugt Sahra Wagenknecht als Person

Habe das Gefühl, unter Führung der anderen Parteien geht das Land den Bach runter

Bin mit der Russlandpolitik der anderen Parteien unzufrieden

Die Partei setzt sich für die kleinen Leute ein

Die Partei versteht die Probleme im Osten

Die Partei hat als einzige vernünftige Ideen für die Einwanderung nach Deutschland

Bin von der Partei und ihren Positionen überzeugt

69%

59%

57%

49%

38%

35%

29%

22%

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, jüngste Umfrage: 3. bis 15.2.2024, 1053 Befragte, gerundete Angaben. F.A.Z.-Grafik Walter

Die Stärke der Parteien

Grüne

AfD

CDU/CSU

Wenn schon am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre, welche Partei würden Sie wählen?
(Zweitstimmenergebnisse in Prozent)

26.9.21

Bundestagswahl

24,1

25,7

10,3

11,5

4,9

14,8

8,7

Jan. 22 Jan. 23Juni Juni Jan. 24

SPD

Sonstige

FDP

14,0

18,0

32,0

15,0

5,0

6,0

BSW7,0

Linke3,0

M
an kann den steten Wan-
del des Parteiensystems in 
Deutschland als Kennzei-
chen einer funktionieren-

den Demokratie verstehen: Gesell-
schaften ändern sich und mit ihnen ihre 
politischen Werte und Ziele. Wenn es 
den bestehenden Parteien nicht gelingt, 
die neuen Entwicklungen aufzugreifen, 
bilden sich neue. Manche wie beispiels-
weise die Piratenpartei können nur 
kurzfristig Erfolge erzielen, andere wie 
die AfD etablieren sich längerfristig. 
Man kann im Wandel des Parteien-
spektrums den Wandel des Zeitgeistes 
nachvollziehen.

In jüngster Zeit gibt es besonders viel 
Bewegung im Parteiensystem. Gleich drei 
Neugründungen bemühen sich  um die 
Gunst der Wähler: die auf islamische Ein-
wanderer zielende Demokratische Allianz 
für Vielfalt und Aufbruch (DAVA), die 
konservative, vom früheren Präsidenten 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
Hans-Georg Maaßen angeführte Werte-
union und das von der Partei Die Linke ab-
gespaltene Bündnis Sahra Wagenknecht 
(BSW). Letzteres hat besonders viel Auf-
merksamkeit auf sich gezogen. Hat diese 
Partei Chancen, sich dauerhaft zu etablie-
ren? Was kennzeichnet diese Partei inhalt-
lich, was zeichnet ihre Anhänger aus?

Die ersten beiden Fragen lassen sich 
heute noch nicht beantworten. Das Par-
teiprogramm ist erst in Arbeit, und der 
derzeitige Zuspruch zur Partei sagt nicht 
viel über ihre langfristigen Chancen aus. 
Aktuell ist der Zuspruch beträchtlich: 
Die jüngste Bevölkerungsumfrage des 
Instituts für Demoskopie Allensbach im 
Auftrag der F.A.Z. zeigt, dass sieben 
Prozent das BSW wählen würden, wenn 
schon am nächsten Sonntag Bundes-
tagswahl wäre. Auf die Frage „Könnten 
Sie sich grundsätzlich vorstellen, eine 
von Sahra Wagenknecht gegründete 
neue Partei zu wählen, oder könnten Sie 
sich das nicht vorstellen?“ antworteten 
24 Prozent  mit Ja. In Ostdeutschland 
waren es sogar 40 Prozent.

Ob sich diese Zahlen tatsächlich in ent-
sprechende Wahlergebnisse für das BSW 
ummünzen lassen, ist offen. Die Ge-
schichte der Piratenpartei vor rund einem 
Jahrzehnt zeigt, wie schnell sich auch ho-
he Zustimmungswerte wieder verflüchti-
gen können. Zurzeit wird man den star-
ken Zuspruch zum BSW eher als Echo auf 
die intensive Medienberichterstattung 
der vergangenen Wochen deuten müssen 
denn als Ausdruck einer von vielen als 
schmerzlich empfundenen Lücke im  Par-
teiensystem. Darauf deuten jedenfalls die 
Analysen der aktuellen Umfrage hin, die 
sich ganz der dritten oben genannten Fra-
ge widmeten: Was kennzeichnet die 
potentiellen Wähler der Partei um Sahra 
Wagenknecht?

Z
unächst einmal fällt auf, wie we-
nig sich diejenigen, die sich eine 
Wahl des BSW vorstellen könn-
ten, vom Durchschnitt der Be-

völkerung unterscheiden. Männer und 
Frauen empfinden die Partei im gleichen 
Maße als wählbar, keine Alters- oder Bil-
dungsgruppe sticht auffallend hervor, Be-
fragte mit geringem Einkommen finden 
die Partei etwas attraktiver als Gutverdie-
ner, doch der Unterschied ist nicht sehr 
groß. Bei der Frage, welche Partei man bei 
der Bundestagswahl 2021 gewählt hat, 
zeigt sich, dass sich die potentiellen Wäh-
ler des BSW aus allen politischen Lagern 
rekrutieren. Nur 14 Prozent gaben an, 
2021 für die Linke gestimmt zu haben. 
Ähnlich häufig vertreten sind auch ehema-
lige AfD-Wähler. Sie machen 15 Prozent 
derjenigen aus, die sich eine Wahl der Par-
tei um Sahra Wagenknecht vorstellen 
könnten. Noch häufiger gaben die Befrag-
ten an, beim letzten Mal die CDU/CSU 
oder die SPD gewählt zu haben (25 bzw. 19 
Prozent). Auch Wähler der Grünen sind 
mit 13 Prozent vertreten. Insgesamt zieht 
die neue Partei im Vergleich zur Gesamt-
bevölkerung überproportional häufig bis-
herige Linken- und AfD-Wähler an. 
Unterdurchschnittlich attraktiv ist sie für 
Personen, die 2021 die SPD oder die FDP 

gewählt haben, doch dies sind relative Ab-
stände, keine  fundamentalen Unterschie-
de. Wahrscheinlich liegt es auch an den 
noch unscharfen inhaltlichen Konturen 
der Partei, dass sie bisher noch Bürger aus 
allen politischen Richtungen anspricht.

Das zeigt sich auch bei der politischen 
Selbsteinstufung auf der Links-rechts-
Skala. Während sich die Anhänger der 
Linken in ihrer großen Mehrheit selbst 
deutlich links von der Mitte einstufen 
und sich die AfD-Anhänger spiegelbild-
lich dazu eindeutig als rechts klassifizie-
ren, verteilen sich die potentiellen Wäh-
ler des Bündnisses Sahra Wagenknecht 
fast gleichmäßig über die gesamte Links-
rechts-Skala. Vom Durchschnitt der Be-
völkerung unterscheiden sie sich aller-
dings darin, dass bei ihnen die Mitte et-
was seltener vertreten ist als bei der 
Bevölkerung insgesamt.

Dieser Befund ist zwar nicht stark aus-
geprägt, aber charakteristisch. Er wird be-
stätigt durch das Ergebnis einer Analyse, 
bei der unabhängig von der Selbsteinstu-
fung auf der Links-rechts-Skala geprüft 
wurde, ob jemand zu linken oder rechten 
extremen politischen Ansichten neigt. 
Schaut man, wie viele Anhänger der ver-
schiedenen Parteien als links- oder rechts-

radikal eingestuft werden können oder 
zwar nicht als links- oder rechtsradikal im 
engeren Sinne, aber doch als Personen mit  
ausgeprägt linken oder rechten Einstellun-
gen, die zumindest gewisse autoritäre Zü-
ge aufweisen, erkennt man, dass die 
potentiellen Wähler des BSW gleichzeitig 
linker und rechter als der Durchschnitt der 
Bevölkerung sind: 19 Prozent derjenigen, 
die sich eine Wahl der Partei vorstellen 
können, können nach den Analysen des 
Allensbacher Instituts als linksradikal 
oder ausgeprägt links gelten. Das ist der 
zweithöchste Wert nach der Partei Die 
Linke, deren Anhänger zu 44 Prozent in 
die gleichen Kategorien fallen. Umgekehrt 
sind 22 Prozent der potentiellen BSW-
Wähler als rechtsradikal oder ausgeprägt 
rechts einzustufen, deutlich weniger als bei 
den Anhängern der AfD, die zu 59 Prozent 
ausgeprägt rechts oder rechtsradikal sind, 
aber weitaus mehr als bei den Anhängern 
aller anderen Parteien. 

Zählt man die Anteile der links- und 
rechtsautoritären oder -radikalen An-
hänger zusammen, kommt man beim 
Bündnis Sahra Wagenknecht auf 41 Pro-
zent, bei der Linken auf 49, bei der AfD 
auf 64 Prozent. Bei den anderen Partei-
en liegen die Werte deutlich niedriger, 

zwischen 14 und 16 Prozent. Es zeichnet 
sich das seltsame Bild eines ausgepräg-
ten politischen Radikalismus ab, der 
aber keinen allzu konkreten inhaltlichen 
Fokus hat. 

Dementsprechend bleiben auch die 
Antworten der potentiellen Wähler des 
BSW nach ihren Motiven, sich der Partei 
zuzuwenden, relativ blass. Auf die Frage 
„Aus welchen Gründen könnten Sie sich 
vorstellen, die Partei Bündnis Sahra Wa-
genknecht zu wählen, was spricht aus 
Ihrer Sicht für diese Partei?“ antworteten 
69 Prozent, dass sie mit der Wahl zeigen 
könnten, dass sie mit der derzeitigen Poli-
tik unzufrieden sind. Zudem gab eine 
Mehrheit von 57 Prozent an, sie hätte das 
Gefühl, unter der Führung der anderen 
Parteien gehe das Land den Bach runter. 
Als  im August 2023 die Gründe, die AfD 
zu wählen, untersucht wurden, gehörten 
diese beiden Punkte ebenfalls zu den am 
häufigsten genannten. Zwei der wichtigs-
ten Wahlmotive sind bei beiden Parteien 
also gleich: das Bedürfnis, den anderen 
Parteien einen Denkzettel zu verpassen, 
und eine apokalyptische Grundhaltung, 
die allgemein typisch für radikale politi-
sche Einstellungen ist.

D
as am häufigsten genannte in-
haltliche Motiv der Zuwen-
dung zum BSW ist die Haltung 
gegenüber Russland. Immer-

hin 49 Prozent derjenigen, die sich vor-
stellen können, die Partei zu wählen, 
nannten als Grund, dass sie mit der Russ-
landpolitik der anderen Parteien unzu-
frieden seien. Auch bei der Frage, welche 
politischen Ziele als besonders wichtig 
empfunden werden, stechen die potentiel-
len Wähler des BSW dadurch hervor, dass 
sie überdurchschnittlich häufig ein Ende 
der Unterstützung für die Ukraine und 
eine Verbesserung der Beziehungen zu 
Russland fordern, während sie sich bei 
den meisten anderen politischen Forde-
rungen nur wenig von der übrigen Bevöl-
kerung unterscheiden. Andere inhaltliche 
Aspekte, die man auf den ersten Blick mit 
dem BSW in Verbindung bringen könnte, 
wie etwa die Vorstellung, dass sich die 
Partei für die kleinen Leute einsetze oder 
ein besonderes Verständnis für die Prob-
leme in Ostdeutschland habe, spielen (ge-
nannt von 38 bzw. 35 Prozent) dagegen 
eine untergeordnete Rolle. Auch das The-
ma Einwanderung ist kein vorherrschen-
des Motiv, sich der neuen Partei zuzuwen-
den. 29 Prozent wählten diesen Punkt aus. 
Und dass sie allgemein von der Partei und 
ihren politischen Positionen überzeugt 
seien, sagten lediglich 22 Prozent derer, 
die mit dem Gedanken an die Wahl der 
Partei spielen. Auch dies eine Parallele 
zur AfD, bei der sich im Sommer 2023 
auch nur eine vergleichsweise kleine Min-
derheit der  Anhänger vom Parteipro-
gramm überzeugt zeigte.

Ein wesentlicher Faktor, sich dem 
Bündnis Sahra Wagenknecht zuzuwen-
den, liegt aber in der Person der Gründe-
rin. 59 Prozent der potentiellen Wähler 
nannten dies als Grund für eine mögliche 
Wahl der  Partei. Dies war damit das 
zweitwichtigste Motiv nach dem Protest 
gegen die  anderen Parteien. Allgemein 
sind die Beliebtheitswerte Sahra Wagen-
knechts nicht schlecht: 27 Prozent äußer-
ten eine gute Meinung über sie, 29 Pro-
zent sagten, sie hätten keine gute Mei-
nung. Das ist für die Vertreterin einer 
kleinen Partei nicht unbeträchtlich. Noch 
bemerkenswerter ist, dass nur acht  Pro-
zent  angaben, Wagenknecht nicht zu ken-
nen. Nicht alle Bundesminister kommen 
auf den gleichen Bekanntheitsgrad. 

Die Umfrageergebnisse legen die Ver-
mutung nahe, dass die Resonanz, die das 
Bündnis Sahra Wagenknecht derzeit er-
fährt, im Wesentlichen eine Folge der 
Prominenz Wagenknechts und damit der 
Aufmerksamkeit ist, die die Medien ihr 
entgegenbringen. Da ist es nur folgerich-
tig, dass die Partei als einzige in Deutsch-
land nach ihrer Gründerin benannt ist 
und nicht nach einer Weltanschauung. 
Eine größere politische Marktlücke 
scheint die Partei nicht zu füllen, die Per-
son ist das Programm.

| DEUTSCHE FRAGEN – DEUTSCHE ANTWORTEN |

Wagenknecht ist das Programm
Warum BSW wählen? 
Aus Protest und  wegen 
der Parteigründerin

Von Thomas Petersen,

Institut für Demoskopie 

Allensbach
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Kirsten KAPPERT-GONTHER
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Im Zuge der Debatte über eine weit-
gehende Legalisierung der Droge 
Cannabis sind auch innerhalb der 
Ampelkoalition Bedenken gewach-
sen. Zu den engagierten Befürwor-
tern der Freigabe zählt die Grünen-
abgeordnete Kirsten Kappert-Gon -
ther. Die Ärztin und Mutter zweier 
Kinder streitet für die Freigabe und 
ist als stellver tretende Ausschussvor-
sitzende für die Gesundheits- und 
eben auch Drogenpolitik der Grünen 
zuständig. Als Psychiaterin mit eini-
ger Erfahrung in Ambulanzen und 
eigener Praxis hat die aus Marburg 
stammende, in Bremen lebende und 
praktizierende Abgeordnete Einbli-
cke gewonnen, die sie zu ihrem heu -
tigen Engagement gebracht haben. 

Unumstritten ist, dass mehrere 
Millionen Menschen trotz bestehen-
den Verbots zumindest gelegentlich 
kiffen und dass die Strafverfolgung 
der Dealer und Hersteller dem stei-
genden Konsum nicht Einhalt gebie-
ten konnte. Doch, fragen Kritiker, 
müsste man dann nicht auch Dieb-
stahl legalisieren, weil die meisten 
Diebe nicht gefangen werden? 

Der Eigenbesitz von bis 
50 Gramm, der Anbau eigener Pflan-
zen – für Kappert-Gonther ist das ein 
Ausweg aus der langen Debatte und 
eine Alternative zur  zwecklos gewor-
denen Strafverfolgung. Das Thema 
bleibt allerdings auch Teil ideolo -
gischer Auseinandersetzungen. Des-
halb wirft sie Abgeordneten der Uni -
on, die Bedenken gegen die Freigabe 
haben, vor, mit „Schreckensszena-
rios“ zu operieren.  Als die Sache 
kürzlich  im Bundestag behandelt 
wurde, richtete Kappert-Gonther 
einen öffentlichen Aufruf an diejeni-
gen mit Sorgen: „Jede Hand, die dann 
nicht hochgeht, ist eine Stimme ge -
gen Jugend- und Gesundheitsschutz, 
Steuereinnahmen, Entlastung von 
Po lizei und Justiz.“ Das galt auch 
SPD-Kollegen aus dem Innenaus-
schuss. Dass Grüne  sachliche Beden-
ken gegen ihre Vorschläge weg -
bügeln, kennen Politik und Öffent-
lichkeit schon aus Debatten über das 
Heizungsgesetz oder den Versuch, ei -
nen grundgesetzkonformen Haushalt 
aufzustellen. Diskussionen sind nur 
so lange erwünscht, solange sich die 
eigenen Auffassung durchsetzt.

Seit 2002, damals war sie noch kei-
ne vierzig Jahre alt, ist Kirsten Kap-
pert-Gonther bei den Grünen,  enga-
giert und durchsetzungsstark im be-
sonders linken Bremischen Landes -
verband. Bis 2017 gehörte sie der 
Bürgerschaft an, seither dem Bun-
destag. Dort ist sie in der linken Par -
lamentariergruppe.   Brückenbau, so 
scheint es, gehört nicht zu den größ-
ten Begabungen der energischen 
Politikerin. Schon früher wurde ihr 
ein „besonderes Selbstbewusstsein“ 
bescheinigt, zur Selbstkritik dagegen 
sei sie weniger bereit. Keine beson-
ders gute Voraussetzung für Einigun-
gen bei einem Thema, das auch die 
eigenen Koalition eher spaltet als 
vereint. PETER CARSTENS

Will  Cannabis 
legalisieren

Koalitionsräson

Von Daniel Deckers

A
ls Bundesministerin ist Nan-
cy Faeser formal ein Kabi-
nettsmitglied unter vielen. 

Aber als Innen- und damit auch Ver-
fassungsministerin obliegt der Juris-
tin eine konfliktträchtige Verantwor-
tung, die weit über die Grenzen ihres 
Ressorts und erst recht über partei-
politische Befindlichkeiten hinaus-
geht, von  eigenen Befindlichkeiten 
gar nicht erst zu reden.

Dass die Sozialdemokratin dieser 
Verantwortung immer gerecht ge-
worden ist, behaupten nicht einmal 
ihre engsten Weggefährten. Im  ver-
gangenen Jahr nahm  sie sich mona-
telang Zeit, neben ihren Aufgaben 
als Ministerin ihre Partei  als  Spitzen-
kandidatin in die  hessische Land-
tagswahl zu führen, drehte  während-
dessen in Sachen Grenzkontrollen 
im Schengenraum politische Pirouet-
ten,  das einem schwindelig werden 
konnte, und tat in Sachen Cannabis-
legalisierung so, als ginge sie dieses 
Thema nichts an. Dass nun die maß-
geblichen Innenpolitiker in der SPD-
Fraktion rebellieren, hat nicht nur, 
aber auch mit dem Ausfall ihres Hau-
ses zu tun.   Selbst die Innenminister, 
die ihre Partei in den Ländern stellt, 
lässt Faeser seit Monaten abblitzen. 
Doch nicht nur  Fachpolitiker und 
Praktiker laufen bei der Ministerin 
vor die Pumpe, wie altgediente So-
zialdemokraten sagen würden. Auch 
die Rauschgiftexpertise des Bundes-
kriminalamts und damit der wich-
tigsten nachgeordneten Behörde ist 
auf der Leitungsebene des Innenmi-
nisteriums nicht gefragt.  Koalitions-
räson geht halt vor Staatsräson.

Eiertanz

Von Thomas Jansen

D
ie katholischen Bischöfe in 
Deutschland fordern eine 
Zeitenwende ganz eigener 

Art:  Es sei „höchste Zeit“, sich vom 
Konzept der nuklearen Abschre-
ckung zu verabschieden, schreiben 
sie in ihrem neuen friedensethi-
schen Grundsatzpapier – und das,  
obwohl das Wort „Realismus“ auf-
fallend oft darin vorkommt. Die 
Bundesregierung solle in der NATO 
darauf dringen, nach Alternativen 
zu suchen. Meint die Deutsche Bi-
schofskonferenz das wirklich ernst? 
Wie solche Alternativen aussehen 
können, bleibt ihr Geheimnis.  Und 
ganz wörtlich genommen werden 
wollen die Bischöfe offenbar auch 
nicht. Denn an anderer Stelle klingt 
das Papier so, als seien sie, wenigs-
tens solange Putin an der Macht ist, 
doch ganz froh darüber, dass  es 
amerikanische Atombomben gibt. 

Angesichts eines solchen bischöf-
lichen Eiertanzes stellt sich unwei-
gerlich noch eine ganz andere Fra-
ge: Braucht die Welt heute über-
haupt noch solche 180 Seiten 
umfassenden Grundsatzpapiere der 
Bischofskonferenz, die den Gläubi-
gen die Welt erklären wollen? An 
katholischen Bischöfen, die nur 
noch ihre Brieffeindschaft mit dem 
Vatikan pflegen und sich über einen 
„Synodalen Ausschuss“ zanken, 
aber sonst nichts zu sagen haben, 
kann in Deutschland niemand ein 
ernsthaftes Interesse haben. Aber 
an bischöflichen Grundsatzpapie-
ren wie diesem leider auch nicht.  

Das Wählerpotential des BSW

F.A.Z.-Grafik WalterQuelle: Institut für Demoskopie Allensbach

Frage an potentielle BSW-Wähler:
Welcher Partei haben Sie bei der Bundestags-
wahl 2021 Ihre Zweitstimme gegeben? (in %),
Zweitstimmenergebnis bei der Bundestagswahl 2021 

Wie würden Sie Ihren eigenen politischen
Standort beschreiben? (in %)

AfD-Anhänger 2 7 12 23 44

14 22 22 21 14

46 24 15 5 1

11 19 26 20 13
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Potentielle
BSW-Wähler

Linken-Anhänger

Bevölkerung
gesamt

CDU/CSU

SPD

AfD

Linke

Grüne

FDP

Freie Wähler

Sonstige

25

19

15

14

13

7

5

2

24,1

25,7

10,3

4,9

14,8

11,5

2,4

6,2

Aus welchen Gründen könnten Sie sich vorstellen, die Partei BSW zu wählen? (in %)

Kann zeigen, dass ich mit der derzeitigen Politik unzufrieden bin

Mich überzeugt Sahra Wagenknecht als Person

Habe das Gefühl, unter Führung der anderen Parteien geht das Land den Bach runter

Bin mit der Russlandpolitik der anderen Parteien unzufrieden

Die Partei setzt sich für die kleinen Leute ein

Die Partei versteht die Probleme im Osten

Die Partei hat als einzige vernünftige Ideen für die Einwanderung nach Deutschland

Bin von der Partei und ihren Positionen überzeugt

69%

59%

57%

49%

38%

35%

29%

22%

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, jüngste Umfrage: 3. bis 15.2.2024, 1053 Befragte, gerundete Angaben. F.A.Z.-Grafik Walter

Die Stärke der Parteien

Grüne

AfD

CDU/CSU

Wenn schon am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre, welche Partei würden Sie wählen?
(Zweitstimmenergebnisse in Prozent)

26.9.21

Bundestagswahl

24,1

25,7

10,3

11,5

4,9

14,8

8,7

Jan. 22 Jan. 23Juni Juni Jan. 24

SPD

Sonstige

FDP

14,0

18,0

32,0

15,0

5,0

6,0

BSW7,0

Linke3,0

M
an kann den steten Wan-
del des Parteiensystems in 
Deutschland als Kennzei-
chen einer funktionieren-

den Demokratie verstehen: Gesell-
schaften ändern sich und mit ihnen ihre 
politischen Werte und Ziele. Wenn es 
den bestehenden Parteien nicht gelingt, 
die neuen Entwicklungen aufzugreifen, 
bilden sich neue. Manche wie beispiels-
weise die Piratenpartei können nur 
kurzfristig Erfolge erzielen, andere wie 
die AfD etablieren sich längerfristig. 
Man kann im Wandel des Parteien-
spektrums den Wandel des Zeitgeistes 
nachvollziehen.

In jüngster Zeit gibt es besonders viel 
Bewegung im Parteiensystem. Gleich drei 
Neugründungen bemühen sich  um die 
Gunst der Wähler: die auf islamische Ein-
wanderer zielende Demokratische Allianz 
für Vielfalt und Aufbruch (DAVA), die 
konservative, vom früheren Präsidenten 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
Hans-Georg Maaßen angeführte Werte-
union und das von der Partei Die Linke ab-
gespaltene Bündnis Sahra Wagenknecht 
(BSW). Letzteres hat besonders viel Auf-
merksamkeit auf sich gezogen. Hat diese 
Partei Chancen, sich dauerhaft zu etablie-
ren? Was kennzeichnet diese Partei inhalt-
lich, was zeichnet ihre Anhänger aus?

Die ersten beiden Fragen lassen sich 
heute noch nicht beantworten. Das Par-
teiprogramm ist erst in Arbeit, und der 
derzeitige Zuspruch zur Partei sagt nicht 
viel über ihre langfristigen Chancen aus. 
Aktuell ist der Zuspruch beträchtlich: 
Die jüngste Bevölkerungsumfrage des 
Instituts für Demoskopie Allensbach im 
Auftrag der F.A.Z. zeigt, dass sieben 
Prozent das BSW wählen würden, wenn 
schon am nächsten Sonntag Bundes-
tagswahl wäre. Auf die Frage „Könnten 
Sie sich grundsätzlich vorstellen, eine 
von Sahra Wagenknecht gegründete 
neue Partei zu wählen, oder könnten Sie 
sich das nicht vorstellen?“ antworteten 
24 Prozent  mit Ja. In Ostdeutschland 
waren es sogar 40 Prozent.

Ob sich diese Zahlen tatsächlich in ent-
sprechende Wahlergebnisse für das BSW 
ummünzen lassen, ist offen. Die Ge-
schichte der Piratenpartei vor rund einem 
Jahrzehnt zeigt, wie schnell sich auch ho-
he Zustimmungswerte wieder verflüchti-
gen können. Zurzeit wird man den star-
ken Zuspruch zum BSW eher als Echo auf 
die intensive Medienberichterstattung 
der vergangenen Wochen deuten müssen 
denn als Ausdruck einer von vielen als 
schmerzlich empfundenen Lücke im  Par-
teiensystem. Darauf deuten jedenfalls die 
Analysen der aktuellen Umfrage hin, die 
sich ganz der dritten oben genannten Fra-
ge widmeten: Was kennzeichnet die 
potentiellen Wähler der Partei um Sahra 
Wagenknecht?

Z
unächst einmal fällt auf, wie we-
nig sich diejenigen, die sich eine 
Wahl des BSW vorstellen könn-
ten, vom Durchschnitt der Be-

völkerung unterscheiden. Männer und 
Frauen empfinden die Partei im gleichen 
Maße als wählbar, keine Alters- oder Bil-
dungsgruppe sticht auffallend hervor, Be-
fragte mit geringem Einkommen finden 
die Partei etwas attraktiver als Gutverdie-
ner, doch der Unterschied ist nicht sehr 
groß. Bei der Frage, welche Partei man bei 
der Bundestagswahl 2021 gewählt hat, 
zeigt sich, dass sich die potentiellen Wäh-
ler des BSW aus allen politischen Lagern 
rekrutieren. Nur 14 Prozent gaben an, 
2021 für die Linke gestimmt zu haben. 
Ähnlich häufig vertreten sind auch ehema-
lige AfD-Wähler. Sie machen 15 Prozent 
derjenigen aus, die sich eine Wahl der Par-
tei um Sahra Wagenknecht vorstellen 
könnten. Noch häufiger gaben die Befrag-
ten an, beim letzten Mal die CDU/CSU 
oder die SPD gewählt zu haben (25 bzw. 19 
Prozent). Auch Wähler der Grünen sind 
mit 13 Prozent vertreten. Insgesamt zieht 
die neue Partei im Vergleich zur Gesamt-
bevölkerung überproportional häufig bis-
herige Linken- und AfD-Wähler an. 
Unterdurchschnittlich attraktiv ist sie für 
Personen, die 2021 die SPD oder die FDP 

gewählt haben, doch dies sind relative Ab-
stände, keine  fundamentalen Unterschie-
de. Wahrscheinlich liegt es auch an den 
noch unscharfen inhaltlichen Konturen 
der Partei, dass sie bisher noch Bürger aus 
allen politischen Richtungen anspricht.

Das zeigt sich auch bei der politischen 
Selbsteinstufung auf der Links-rechts-
Skala. Während sich die Anhänger der 
Linken in ihrer großen Mehrheit selbst 
deutlich links von der Mitte einstufen 
und sich die AfD-Anhänger spiegelbild-
lich dazu eindeutig als rechts klassifizie-
ren, verteilen sich die potentiellen Wäh-
ler des Bündnisses Sahra Wagenknecht 
fast gleichmäßig über die gesamte Links-
rechts-Skala. Vom Durchschnitt der Be-
völkerung unterscheiden sie sich aller-
dings darin, dass bei ihnen die Mitte et-
was seltener vertreten ist als bei der 
Bevölkerung insgesamt.

Dieser Befund ist zwar nicht stark aus-
geprägt, aber charakteristisch. Er wird be-
stätigt durch das Ergebnis einer Analyse, 
bei der unabhängig von der Selbsteinstu-
fung auf der Links-rechts-Skala geprüft 
wurde, ob jemand zu linken oder rechten 
extremen politischen Ansichten neigt. 
Schaut man, wie viele Anhänger der ver-
schiedenen Parteien als links- oder rechts-

radikal eingestuft werden können oder 
zwar nicht als links- oder rechtsradikal im 
engeren Sinne, aber doch als Personen mit  
ausgeprägt linken oder rechten Einstellun-
gen, die zumindest gewisse autoritäre Zü-
ge aufweisen, erkennt man, dass die 
potentiellen Wähler des BSW gleichzeitig 
linker und rechter als der Durchschnitt der 
Bevölkerung sind: 19 Prozent derjenigen, 
die sich eine Wahl der Partei vorstellen 
können, können nach den Analysen des 
Allensbacher Instituts als linksradikal 
oder ausgeprägt links gelten. Das ist der 
zweithöchste Wert nach der Partei Die 
Linke, deren Anhänger zu 44 Prozent in 
die gleichen Kategorien fallen. Umgekehrt 
sind 22 Prozent der potentiellen BSW-
Wähler als rechtsradikal oder ausgeprägt 
rechts einzustufen, deutlich weniger als bei 
den Anhängern der AfD, die zu 59 Prozent 
ausgeprägt rechts oder rechtsradikal sind, 
aber weitaus mehr als bei den Anhängern 
aller anderen Parteien. 

Zählt man die Anteile der links- und 
rechtsautoritären oder -radikalen An-
hänger zusammen, kommt man beim 
Bündnis Sahra Wagenknecht auf 41 Pro-
zent, bei der Linken auf 49, bei der AfD 
auf 64 Prozent. Bei den anderen Partei-
en liegen die Werte deutlich niedriger, 

zwischen 14 und 16 Prozent. Es zeichnet 
sich das seltsame Bild eines ausgepräg-
ten politischen Radikalismus ab, der 
aber keinen allzu konkreten inhaltlichen 
Fokus hat. 

Dementsprechend bleiben auch die 
Antworten der potentiellen Wähler des 
BSW nach ihren Motiven, sich der Partei 
zuzuwenden, relativ blass. Auf die Frage 
„Aus welchen Gründen könnten Sie sich 
vorstellen, die Partei Bündnis Sahra Wa-
genknecht zu wählen, was spricht aus 
Ihrer Sicht für diese Partei?“ antworteten 
69 Prozent, dass sie mit der Wahl zeigen 
könnten, dass sie mit der derzeitigen Poli-
tik unzufrieden sind. Zudem gab eine 
Mehrheit von 57 Prozent an, sie hätte das 
Gefühl, unter der Führung der anderen 
Parteien gehe das Land den Bach runter. 
Als  im August 2023 die Gründe, die AfD 
zu wählen, untersucht wurden, gehörten 
diese beiden Punkte ebenfalls zu den am 
häufigsten genannten. Zwei der wichtigs-
ten Wahlmotive sind bei beiden Parteien 
also gleich: das Bedürfnis, den anderen 
Parteien einen Denkzettel zu verpassen, 
und eine apokalyptische Grundhaltung, 
die allgemein typisch für radikale politi-
sche Einstellungen ist.

D
as am häufigsten genannte in-
haltliche Motiv der Zuwen-
dung zum BSW ist die Haltung 
gegenüber Russland. Immer-

hin 49 Prozent derjenigen, die sich vor-
stellen können, die Partei zu wählen, 
nannten als Grund, dass sie mit der Russ-
landpolitik der anderen Parteien unzu-
frieden seien. Auch bei der Frage, welche 
politischen Ziele als besonders wichtig 
empfunden werden, stechen die potentiel-
len Wähler des BSW dadurch hervor, dass 
sie überdurchschnittlich häufig ein Ende 
der Unterstützung für die Ukraine und 
eine Verbesserung der Beziehungen zu 
Russland fordern, während sie sich bei 
den meisten anderen politischen Forde-
rungen nur wenig von der übrigen Bevöl-
kerung unterscheiden. Andere inhaltliche 
Aspekte, die man auf den ersten Blick mit 
dem BSW in Verbindung bringen könnte, 
wie etwa die Vorstellung, dass sich die 
Partei für die kleinen Leute einsetze oder 
ein besonderes Verständnis für die Prob-
leme in Ostdeutschland habe, spielen (ge-
nannt von 38 bzw. 35 Prozent) dagegen 
eine untergeordnete Rolle. Auch das The-
ma Einwanderung ist kein vorherrschen-
des Motiv, sich der neuen Partei zuzuwen-
den. 29 Prozent wählten diesen Punkt aus. 
Und dass sie allgemein von der Partei und 
ihren politischen Positionen überzeugt 
seien, sagten lediglich 22 Prozent derer, 
die mit dem Gedanken an die Wahl der 
Partei spielen. Auch dies eine Parallele 
zur AfD, bei der sich im Sommer 2023 
auch nur eine vergleichsweise kleine Min-
derheit der  Anhänger vom Parteipro-
gramm überzeugt zeigte.

Ein wesentlicher Faktor, sich dem 
Bündnis Sahra Wagenknecht zuzuwen-
den, liegt aber in der Person der Gründe-
rin. 59 Prozent der potentiellen Wähler 
nannten dies als Grund für eine mögliche 
Wahl der  Partei. Dies war damit das 
zweitwichtigste Motiv nach dem Protest 
gegen die  anderen Parteien. Allgemein 
sind die Beliebtheitswerte Sahra Wagen-
knechts nicht schlecht: 27 Prozent äußer-
ten eine gute Meinung über sie, 29 Pro-
zent sagten, sie hätten keine gute Mei-
nung. Das ist für die Vertreterin einer 
kleinen Partei nicht unbeträchtlich. Noch 
bemerkenswerter ist, dass nur acht  Pro-
zent  angaben, Wagenknecht nicht zu ken-
nen. Nicht alle Bundesminister kommen 
auf den gleichen Bekanntheitsgrad. 

Die Umfrageergebnisse legen die Ver-
mutung nahe, dass die Resonanz, die das 
Bündnis Sahra Wagenknecht derzeit er-
fährt, im Wesentlichen eine Folge der 
Prominenz Wagenknechts und damit der 
Aufmerksamkeit ist, die die Medien ihr 
entgegenbringen. Da ist es nur folgerich-
tig, dass die Partei als einzige in Deutsch-
land nach ihrer Gründerin benannt ist 
und nicht nach einer Weltanschauung. 
Eine größere politische Marktlücke 
scheint die Partei nicht zu füllen, die Per-
son ist das Programm.

| DEUTSCHE FRAGEN – DEUTSCHE ANTWORTEN |

Wagenknecht ist das Programm
Warum BSW wählen? 
Aus Protest und  wegen 
der Parteigründerin

Von Thomas Petersen,

Institut für Demoskopie 

Allensbach
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Kirsten KAPPERT-GONTHER
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Im Zuge der Debatte über eine weit-
gehende Legalisierung der Droge 
Cannabis sind auch innerhalb der 
Ampelkoalition Bedenken gewach-
sen. Zu den engagierten Befürwor-
tern der Freigabe zählt die Grünen-
abgeordnete Kirsten Kappert-Gon -
ther. Die Ärztin und Mutter zweier 
Kinder streitet für die Freigabe und 
ist als stellver tretende Ausschussvor-
sitzende für die Gesundheits- und 
eben auch Drogenpolitik der Grünen 
zuständig. Als Psychiaterin mit eini-
ger Erfahrung in Ambulanzen und 
eigener Praxis hat die aus Marburg 
stammende, in Bremen lebende und 
praktizierende Abgeordnete Einbli-
cke gewonnen, die sie zu ihrem heu -
tigen Engagement gebracht haben. 

Unumstritten ist, dass mehrere 
Millionen Menschen trotz bestehen-
den Verbots zumindest gelegentlich 
kiffen und dass die Strafverfolgung 
der Dealer und Hersteller dem stei-
genden Konsum nicht Einhalt gebie-
ten konnte. Doch, fragen Kritiker, 
müsste man dann nicht auch Dieb-
stahl legalisieren, weil die meisten 
Diebe nicht gefangen werden? 

Der Eigenbesitz von bis 
50 Gramm, der Anbau eigener Pflan-
zen – für Kappert-Gonther ist das ein 
Ausweg aus der langen Debatte und 
eine Alternative zur  zwecklos gewor-
denen Strafverfolgung. Das Thema 
bleibt allerdings auch Teil ideolo -
gischer Auseinandersetzungen. Des-
halb wirft sie Abgeordneten der Uni -
on, die Bedenken gegen die Freigabe 
haben, vor, mit „Schreckensszena-
rios“ zu operieren.  Als die Sache 
kürzlich  im Bundestag behandelt 
wurde, richtete Kappert-Gonther 
einen öffentlichen Aufruf an diejeni-
gen mit Sorgen: „Jede Hand, die dann 
nicht hochgeht, ist eine Stimme ge -
gen Jugend- und Gesundheitsschutz, 
Steuereinnahmen, Entlastung von 
Po lizei und Justiz.“ Das galt auch 
SPD-Kollegen aus dem Innenaus-
schuss. Dass Grüne  sachliche Beden-
ken gegen ihre Vorschläge weg -
bügeln, kennen Politik und Öffent-
lichkeit schon aus Debatten über das 
Heizungsgesetz oder den Versuch, ei -
nen grundgesetzkonformen Haushalt 
aufzustellen. Diskussionen sind nur 
so lange erwünscht, solange sich die 
eigenen Auffassung durchsetzt.

Seit 2002, damals war sie noch kei-
ne vierzig Jahre alt, ist Kirsten Kap-
pert-Gonther bei den Grünen,  enga-
giert und durchsetzungsstark im be-
sonders linken Bremischen Landes -
verband. Bis 2017 gehörte sie der 
Bürgerschaft an, seither dem Bun-
destag. Dort ist sie in der linken Par -
lamentariergruppe.   Brückenbau, so 
scheint es, gehört nicht zu den größ-
ten Begabungen der energischen 
Politikerin. Schon früher wurde ihr 
ein „besonderes Selbstbewusstsein“ 
bescheinigt, zur Selbstkritik dagegen 
sei sie weniger bereit. Keine beson-
ders gute Voraussetzung für Einigun-
gen bei einem Thema, das auch die 
eigenen Koalition eher spaltet als 
vereint. PETER CARSTENS

Will  Cannabis 
legalisieren

Koalitionsräson

Von Daniel Deckers

A
ls Bundesministerin ist Nan-
cy Faeser formal ein Kabi-
nettsmitglied unter vielen. 

Aber als Innen- und damit auch Ver-
fassungsministerin obliegt der Juris-
tin eine konfliktträchtige Verantwor-
tung, die weit über die Grenzen ihres 
Ressorts und erst recht über partei-
politische Befindlichkeiten hinaus-
geht, von  eigenen Befindlichkeiten 
gar nicht erst zu reden.

Dass die Sozialdemokratin dieser 
Verantwortung immer gerecht ge-
worden ist, behaupten nicht einmal 
ihre engsten Weggefährten. Im  ver-
gangenen Jahr nahm  sie sich mona-
telang Zeit, neben ihren Aufgaben 
als Ministerin ihre Partei  als  Spitzen-
kandidatin in die  hessische Land-
tagswahl zu führen, drehte  während-
dessen in Sachen Grenzkontrollen 
im Schengenraum politische Pirouet-
ten,  das einem schwindelig werden 
konnte, und tat in Sachen Cannabis-
legalisierung so, als ginge sie dieses 
Thema nichts an. Dass nun die maß-
geblichen Innenpolitiker in der SPD-
Fraktion rebellieren, hat nicht nur, 
aber auch mit dem Ausfall ihres Hau-
ses zu tun.   Selbst die Innenminister, 
die ihre Partei in den Ländern stellt, 
lässt Faeser seit Monaten abblitzen. 
Doch nicht nur  Fachpolitiker und 
Praktiker laufen bei der Ministerin 
vor die Pumpe, wie altgediente So-
zialdemokraten sagen würden. Auch 
die Rauschgiftexpertise des Bundes-
kriminalamts und damit der wich-
tigsten nachgeordneten Behörde ist 
auf der Leitungsebene des Innenmi-
nisteriums nicht gefragt.  Koalitions-
räson geht halt vor Staatsräson.

Eiertanz

Von Thomas Jansen

D
ie katholischen Bischöfe in 
Deutschland fordern eine 
Zeitenwende ganz eigener 

Art:  Es sei „höchste Zeit“, sich vom 
Konzept der nuklearen Abschre-
ckung zu verabschieden, schreiben 
sie in ihrem neuen friedensethi-
schen Grundsatzpapier – und das,  
obwohl das Wort „Realismus“ auf-
fallend oft darin vorkommt. Die 
Bundesregierung solle in der NATO 
darauf dringen, nach Alternativen 
zu suchen. Meint die Deutsche Bi-
schofskonferenz das wirklich ernst? 
Wie solche Alternativen aussehen 
können, bleibt ihr Geheimnis.  Und 
ganz wörtlich genommen werden 
wollen die Bischöfe offenbar auch 
nicht. Denn an anderer Stelle klingt 
das Papier so, als seien sie, wenigs-
tens solange Putin an der Macht ist, 
doch ganz froh darüber, dass  es 
amerikanische Atombomben gibt. 

Angesichts eines solchen bischöf-
lichen Eiertanzes stellt sich unwei-
gerlich noch eine ganz andere Fra-
ge: Braucht die Welt heute über-
haupt noch solche 180 Seiten 
umfassenden Grundsatzpapiere der 
Bischofskonferenz, die den Gläubi-
gen die Welt erklären wollen? An 
katholischen Bischöfen, die nur 
noch ihre Brieffeindschaft mit dem 
Vatikan pflegen und sich über einen 
„Synodalen Ausschuss“ zanken, 
aber sonst nichts zu sagen haben, 
kann in Deutschland niemand ein 
ernsthaftes Interesse haben. Aber 
an bischöflichen Grundsatzpapie-
ren wie diesem leider auch nicht.  

Das Wählerpotential des BSW

F.A.Z.-Grafik WalterQuelle: Institut für Demoskopie Allensbach

Frage an potentielle BSW-Wähler:
Welcher Partei haben Sie bei der Bundestags-
wahl 2021 Ihre Zweitstimme gegeben? (in %),
Zweitstimmenergebnis bei der Bundestagswahl 2021 

Wie würden Sie Ihren eigenen politischen
Standort beschreiben? (in %)

AfD-Anhänger 2 7 12 23 44

14 22 22 21 14

46 24 15 5 1

11 19 26 20 13
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Potentielle
BSW-Wähler

Linken-Anhänger

Bevölkerung
gesamt

CDU/CSU

SPD

AfD

Linke

Grüne

FDP

Freie Wähler

Sonstige

25

19

15

14

13

7

5

2

24,1

25,7

10,3

4,9

14,8

11,5

2,4

6,2

Aus welchen Gründen könnten Sie sich vorstellen, die Partei BSW zu wählen? (in %)

Kann zeigen, dass ich mit der derzeitigen Politik unzufrieden bin

Mich überzeugt Sahra Wagenknecht als Person

Habe das Gefühl, unter Führung der anderen Parteien geht das Land den Bach runter

Bin mit der Russlandpolitik der anderen Parteien unzufrieden

Die Partei setzt sich für die kleinen Leute ein

Die Partei versteht die Probleme im Osten

Die Partei hat als einzige vernünftige Ideen für die Einwanderung nach Deutschland

Bin von der Partei und ihren Positionen überzeugt

69%

59%

57%

49%

38%

35%

29%

22%

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, jüngste Umfrage: 3. bis 15.2.2024, 1053 Befragte, gerundete Angaben. F.A.Z.-Grafik Walter

Die Stärke der Parteien

Grüne

AfD

CDU/CSU

Wenn schon am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre, welche Partei würden Sie wählen?
(Zweitstimmenergebnisse in Prozent)

26.9.21

Bundestagswahl

24,1

25,7

10,3

11,5

4,9

14,8

8,7

Jan. 22 Jan. 23Juni Juni Jan. 24

SPD

Sonstige

FDP

14,0

18,0

32,0

15,0

5,0

6,0

BSW7,0

Linke3,0

M
an kann den steten Wan-
del des Parteiensystems in 
Deutschland als Kennzei-
chen einer funktionieren-

den Demokratie verstehen: Gesell-
schaften ändern sich und mit ihnen ihre 
politischen Werte und Ziele. Wenn es 
den bestehenden Parteien nicht gelingt, 
die neuen Entwicklungen aufzugreifen, 
bilden sich neue. Manche wie beispiels-
weise die Piratenpartei können nur 
kurzfristig Erfolge erzielen, andere wie 
die AfD etablieren sich längerfristig. 
Man kann im Wandel des Parteien-
spektrums den Wandel des Zeitgeistes 
nachvollziehen.

In jüngster Zeit gibt es besonders viel 
Bewegung im Parteiensystem. Gleich drei 
Neugründungen bemühen sich  um die 
Gunst der Wähler: die auf islamische Ein-
wanderer zielende Demokratische Allianz 
für Vielfalt und Aufbruch (DAVA), die 
konservative, vom früheren Präsidenten 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
Hans-Georg Maaßen angeführte Werte-
union und das von der Partei Die Linke ab-
gespaltene Bündnis Sahra Wagenknecht 
(BSW). Letzteres hat besonders viel Auf-
merksamkeit auf sich gezogen. Hat diese 
Partei Chancen, sich dauerhaft zu etablie-
ren? Was kennzeichnet diese Partei inhalt-
lich, was zeichnet ihre Anhänger aus?

Die ersten beiden Fragen lassen sich 
heute noch nicht beantworten. Das Par-
teiprogramm ist erst in Arbeit, und der 
derzeitige Zuspruch zur Partei sagt nicht 
viel über ihre langfristigen Chancen aus. 
Aktuell ist der Zuspruch beträchtlich: 
Die jüngste Bevölkerungsumfrage des 
Instituts für Demoskopie Allensbach im 
Auftrag der F.A.Z. zeigt, dass sieben 
Prozent das BSW wählen würden, wenn 
schon am nächsten Sonntag Bundes-
tagswahl wäre. Auf die Frage „Könnten 
Sie sich grundsätzlich vorstellen, eine 
von Sahra Wagenknecht gegründete 
neue Partei zu wählen, oder könnten Sie 
sich das nicht vorstellen?“ antworteten 
24 Prozent  mit Ja. In Ostdeutschland 
waren es sogar 40 Prozent.

Ob sich diese Zahlen tatsächlich in ent-
sprechende Wahlergebnisse für das BSW 
ummünzen lassen, ist offen. Die Ge-
schichte der Piratenpartei vor rund einem 
Jahrzehnt zeigt, wie schnell sich auch ho-
he Zustimmungswerte wieder verflüchti-
gen können. Zurzeit wird man den star-
ken Zuspruch zum BSW eher als Echo auf 
die intensive Medienberichterstattung 
der vergangenen Wochen deuten müssen 
denn als Ausdruck einer von vielen als 
schmerzlich empfundenen Lücke im  Par-
teiensystem. Darauf deuten jedenfalls die 
Analysen der aktuellen Umfrage hin, die 
sich ganz der dritten oben genannten Fra-
ge widmeten: Was kennzeichnet die 
potentiellen Wähler der Partei um Sahra 
Wagenknecht?

Z
unächst einmal fällt auf, wie we-
nig sich diejenigen, die sich eine 
Wahl des BSW vorstellen könn-
ten, vom Durchschnitt der Be-

völkerung unterscheiden. Männer und 
Frauen empfinden die Partei im gleichen 
Maße als wählbar, keine Alters- oder Bil-
dungsgruppe sticht auffallend hervor, Be-
fragte mit geringem Einkommen finden 
die Partei etwas attraktiver als Gutverdie-
ner, doch der Unterschied ist nicht sehr 
groß. Bei der Frage, welche Partei man bei 
der Bundestagswahl 2021 gewählt hat, 
zeigt sich, dass sich die potentiellen Wäh-
ler des BSW aus allen politischen Lagern 
rekrutieren. Nur 14 Prozent gaben an, 
2021 für die Linke gestimmt zu haben. 
Ähnlich häufig vertreten sind auch ehema-
lige AfD-Wähler. Sie machen 15 Prozent 
derjenigen aus, die sich eine Wahl der Par-
tei um Sahra Wagenknecht vorstellen 
könnten. Noch häufiger gaben die Befrag-
ten an, beim letzten Mal die CDU/CSU 
oder die SPD gewählt zu haben (25 bzw. 19 
Prozent). Auch Wähler der Grünen sind 
mit 13 Prozent vertreten. Insgesamt zieht 
die neue Partei im Vergleich zur Gesamt-
bevölkerung überproportional häufig bis-
herige Linken- und AfD-Wähler an. 
Unterdurchschnittlich attraktiv ist sie für 
Personen, die 2021 die SPD oder die FDP 

gewählt haben, doch dies sind relative Ab-
stände, keine  fundamentalen Unterschie-
de. Wahrscheinlich liegt es auch an den 
noch unscharfen inhaltlichen Konturen 
der Partei, dass sie bisher noch Bürger aus 
allen politischen Richtungen anspricht.

Das zeigt sich auch bei der politischen 
Selbsteinstufung auf der Links-rechts-
Skala. Während sich die Anhänger der 
Linken in ihrer großen Mehrheit selbst 
deutlich links von der Mitte einstufen 
und sich die AfD-Anhänger spiegelbild-
lich dazu eindeutig als rechts klassifizie-
ren, verteilen sich die potentiellen Wäh-
ler des Bündnisses Sahra Wagenknecht 
fast gleichmäßig über die gesamte Links-
rechts-Skala. Vom Durchschnitt der Be-
völkerung unterscheiden sie sich aller-
dings darin, dass bei ihnen die Mitte et-
was seltener vertreten ist als bei der 
Bevölkerung insgesamt.

Dieser Befund ist zwar nicht stark aus-
geprägt, aber charakteristisch. Er wird be-
stätigt durch das Ergebnis einer Analyse, 
bei der unabhängig von der Selbsteinstu-
fung auf der Links-rechts-Skala geprüft 
wurde, ob jemand zu linken oder rechten 
extremen politischen Ansichten neigt. 
Schaut man, wie viele Anhänger der ver-
schiedenen Parteien als links- oder rechts-

radikal eingestuft werden können oder 
zwar nicht als links- oder rechtsradikal im 
engeren Sinne, aber doch als Personen mit  
ausgeprägt linken oder rechten Einstellun-
gen, die zumindest gewisse autoritäre Zü-
ge aufweisen, erkennt man, dass die 
potentiellen Wähler des BSW gleichzeitig 
linker und rechter als der Durchschnitt der 
Bevölkerung sind: 19 Prozent derjenigen, 
die sich eine Wahl der Partei vorstellen 
können, können nach den Analysen des 
Allensbacher Instituts als linksradikal 
oder ausgeprägt links gelten. Das ist der 
zweithöchste Wert nach der Partei Die 
Linke, deren Anhänger zu 44 Prozent in 
die gleichen Kategorien fallen. Umgekehrt 
sind 22 Prozent der potentiellen BSW-
Wähler als rechtsradikal oder ausgeprägt 
rechts einzustufen, deutlich weniger als bei 
den Anhängern der AfD, die zu 59 Prozent 
ausgeprägt rechts oder rechtsradikal sind, 
aber weitaus mehr als bei den Anhängern 
aller anderen Parteien. 

Zählt man die Anteile der links- und 
rechtsautoritären oder -radikalen An-
hänger zusammen, kommt man beim 
Bündnis Sahra Wagenknecht auf 41 Pro-
zent, bei der Linken auf 49, bei der AfD 
auf 64 Prozent. Bei den anderen Partei-
en liegen die Werte deutlich niedriger, 

zwischen 14 und 16 Prozent. Es zeichnet 
sich das seltsame Bild eines ausgepräg-
ten politischen Radikalismus ab, der 
aber keinen allzu konkreten inhaltlichen 
Fokus hat. 

Dementsprechend bleiben auch die 
Antworten der potentiellen Wähler des 
BSW nach ihren Motiven, sich der Partei 
zuzuwenden, relativ blass. Auf die Frage 
„Aus welchen Gründen könnten Sie sich 
vorstellen, die Partei Bündnis Sahra Wa-
genknecht zu wählen, was spricht aus 
Ihrer Sicht für diese Partei?“ antworteten 
69 Prozent, dass sie mit der Wahl zeigen 
könnten, dass sie mit der derzeitigen Poli-
tik unzufrieden sind. Zudem gab eine 
Mehrheit von 57 Prozent an, sie hätte das 
Gefühl, unter der Führung der anderen 
Parteien gehe das Land den Bach runter. 
Als  im August 2023 die Gründe, die AfD 
zu wählen, untersucht wurden, gehörten 
diese beiden Punkte ebenfalls zu den am 
häufigsten genannten. Zwei der wichtigs-
ten Wahlmotive sind bei beiden Parteien 
also gleich: das Bedürfnis, den anderen 
Parteien einen Denkzettel zu verpassen, 
und eine apokalyptische Grundhaltung, 
die allgemein typisch für radikale politi-
sche Einstellungen ist.

D
as am häufigsten genannte in-
haltliche Motiv der Zuwen-
dung zum BSW ist die Haltung 
gegenüber Russland. Immer-

hin 49 Prozent derjenigen, die sich vor-
stellen können, die Partei zu wählen, 
nannten als Grund, dass sie mit der Russ-
landpolitik der anderen Parteien unzu-
frieden seien. Auch bei der Frage, welche 
politischen Ziele als besonders wichtig 
empfunden werden, stechen die potentiel-
len Wähler des BSW dadurch hervor, dass 
sie überdurchschnittlich häufig ein Ende 
der Unterstützung für die Ukraine und 
eine Verbesserung der Beziehungen zu 
Russland fordern, während sie sich bei 
den meisten anderen politischen Forde-
rungen nur wenig von der übrigen Bevöl-
kerung unterscheiden. Andere inhaltliche 
Aspekte, die man auf den ersten Blick mit 
dem BSW in Verbindung bringen könnte, 
wie etwa die Vorstellung, dass sich die 
Partei für die kleinen Leute einsetze oder 
ein besonderes Verständnis für die Prob-
leme in Ostdeutschland habe, spielen (ge-
nannt von 38 bzw. 35 Prozent) dagegen 
eine untergeordnete Rolle. Auch das The-
ma Einwanderung ist kein vorherrschen-
des Motiv, sich der neuen Partei zuzuwen-
den. 29 Prozent wählten diesen Punkt aus. 
Und dass sie allgemein von der Partei und 
ihren politischen Positionen überzeugt 
seien, sagten lediglich 22 Prozent derer, 
die mit dem Gedanken an die Wahl der 
Partei spielen. Auch dies eine Parallele 
zur AfD, bei der sich im Sommer 2023 
auch nur eine vergleichsweise kleine Min-
derheit der  Anhänger vom Parteipro-
gramm überzeugt zeigte.

Ein wesentlicher Faktor, sich dem 
Bündnis Sahra Wagenknecht zuzuwen-
den, liegt aber in der Person der Gründe-
rin. 59 Prozent der potentiellen Wähler 
nannten dies als Grund für eine mögliche 
Wahl der  Partei. Dies war damit das 
zweitwichtigste Motiv nach dem Protest 
gegen die  anderen Parteien. Allgemein 
sind die Beliebtheitswerte Sahra Wagen-
knechts nicht schlecht: 27 Prozent äußer-
ten eine gute Meinung über sie, 29 Pro-
zent sagten, sie hätten keine gute Mei-
nung. Das ist für die Vertreterin einer 
kleinen Partei nicht unbeträchtlich. Noch 
bemerkenswerter ist, dass nur acht  Pro-
zent  angaben, Wagenknecht nicht zu ken-
nen. Nicht alle Bundesminister kommen 
auf den gleichen Bekanntheitsgrad. 

Die Umfrageergebnisse legen die Ver-
mutung nahe, dass die Resonanz, die das 
Bündnis Sahra Wagenknecht derzeit er-
fährt, im Wesentlichen eine Folge der 
Prominenz Wagenknechts und damit der 
Aufmerksamkeit ist, die die Medien ihr 
entgegenbringen. Da ist es nur folgerich-
tig, dass die Partei als einzige in Deutsch-
land nach ihrer Gründerin benannt ist 
und nicht nach einer Weltanschauung. 
Eine größere politische Marktlücke 
scheint die Partei nicht zu füllen, die Per-
son ist das Programm.
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